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Das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau befasste sich im
Urteil vom 16. Februar 2023 (WKL.2022.2) mit der Frage, ob die
fristlose Auflösung des Arbeitsverhältnisses auf den blossen
Verdacht  einer  strafbaren  Handlung  hin  zulässig  ist  oder
nicht. Dabei legte es die Voraussetzungen einer fristlosen
Kündigung  dar.  Des  Weiteren  wies  es  auf  die  Unterschiede
zwischen  einer  Verdachtskündigung  im  privaten
Arbeitsvertragsrecht und öffentlichen Personalrecht hin.

Sachverhalt

A war ab dem 13. Juli 2020 als Mitarbeiterin Pflege bei der
Stadt B, Abteilung Pflegeheime angestellt. Mit Schreiben vom
9.  September  2021  kündigte  die  Stadt  B  das
Anstellungsverhältnis  mit  A  fristlos.  Argument  für  die
fristlose Entlassung war der Verdacht, dass A von Bewohnern
des Pflegeheims B unberechtigterweise Vermögenswerte entwendet
habe.  Gegen  diese  Kündigung  reichte  A  Klage  vor  dem
Verwaltungsgericht des Kantons Aargau ein. In der Klageantwort
führte  die  Stadt  B  aus,  während  der  Dauer  des
Anstellungsverhältnisses mit A sei es im Pflegeheim B mehrfach
zu Diebstählen von Schmuck und Bargeld gekommen. Wegen des
zeitlichen  Zusammenhangs  dieser  Diebstähle  mit  den
Arbeitseinsätzen  von  A  habe  sie  schon  seit  längerer  Zeit
konkret unter Verdacht gestanden, die Diebstähle begangen zu
haben. Weiter führte die Stadt B aus, die Diebstähle seien
jedoch  nicht  der  einzige  Grund,  weshalb  das
Vertrauensverhältnis zwischen den Parteien erschüttert worden
sei. Die Klägerin sei bereits am 19. August 2021 wegen eines
Fehlverhaltens  am  Arbeitsplatz  verwarnt  worden.  Nach  einer
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Auseinandersetzung  mit  ihrer  Vorgesetzten  habe  sie  den
Arbeitsplatz  30  Minuten  vor  dem  Ende  ihrer  Schicht  ohne
vorherige Absprache verlassen. In einem Pflegeheim, wo auch
überlebenswichtige Arbeiten anfielen, sei die Zuverlässigkeit
der Mitarbeitenden entsprechend bedeutsam.

Begriff Verdachtskündigung

Eine Verdachtskündigung liegt vor, wenn der Arbeitgeber eine
Kündigung ausspricht wegen Handlungen oder Eigenschaften des
Arbeitnehmers, deren Vorliegen er zwar vermutet, die er aber
im  Zeitpunkt  der  Kündigungserklärung  (noch)  nicht  beweisen
kann.

Voraussetzungen der fristlosen Kündigung

Eine  fristlose  Kündigung  ist  nur  bei  besonders  schweren
Verfehlungen  des  Arbeitnehmers  gerechtfertigt.  Diese  müssen
objektiv  geeignet  sein,  die  für  das  Arbeitsverhältnis
wesentliche Vertrauensgrundlage zu zerstören oder zumindest so
tiefgreifend  zu  erschüttern,  dass  dem  Arbeitgeber  die
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr zuzumuten ist.
Sind die Verfehlungen weniger schwerwiegend, müssen sie trotz
Verwarnung wiederholt vorgekommen sein. Bei einer fristlosen
Kündigung  ist  der  Grundsatz  der  Verhältnismässigkeit  zu
beachten.  Eine  fristlose  Kündigung  ist  insbesondere  dann
unzulässig,  wenn  mildere  Massnahmen  wie  zum  Beispiel  eine
Verwarnung, vorübergehende Freistellung, Versetzung an einen
anderen Arbeitsplatz oder ordentliche Kündigung zur Verfügung
stehen, um die eingetretene Störung des Arbeitsverhältnisses
in zumutbarer Weise zu beheben.

Verdacht auf Straftat als wichtiger Grund für eine fristlose
Kündigung?

Allgemeines

Die Begehung einer strafbaren Handlung durch den Arbeitnehmer



zum  Nachteil  des  Arbeitgebers  stellt  in  aller  Regel  eine
schwere Verletzung der Treuepflicht und somit einen wichtigen
Grund für eine fristlose Entlassung dar. Grundsätzlich können
auch Straftaten gegenüber Dritten eine fristlose Entlassung
rechtfertigen,  wenn  sie  unmittelbare  Auswirkungen  auf  das
Arbeitsverhältnis  haben.  Doch  wie  sieht  es  aus,  wenn  die
strafbare Handlung noch nicht bewiesen ist, sondern lediglich
der Verdacht einer Straftat im Raum steht?

Im privaten Arbeitsvertragsrecht

Im privaten Arbeitsvertragsrecht hängt die Beurteilung, ob die
fristlose  Kündigung  aufgrund  eines  blossen  Verdachts
gerechtfertigt  ist  oder  nicht,  davon  ab,  ob  der  Verdacht
später bestätigt wird. Erhärtet sich der Verdacht und genügt
der Vorwurf den Anforderungen des wichtigen Grundes, war die
Entlassung gerechtfertigt. Kann dagegen die verdächtige Tat
nicht bewiesen werden, treten grundsätzlich die Folgen der
ungerechtfertigten fristlosen Entlassung ein.

Ausnahmsweise  kann  auch  eine  Kündigung  gestützt  auf  einen
Verdacht einer schweren Straftat gerechtfertigt sein, welcher
sich nachträglich nicht erhärtet bzw. nicht beweisen lässt.
Ein  blosser  Verdacht  reicht  im  privatrechtlichen
Anstellungsverhältnis  namentlich  aus,  wenn  der  Arbeitnehmer
die  Verdachtsabklärung  ungerechtfertigt  vereitelt  bzw.
behindert. Eine Verdachtskündigung ist weiter zulässig, wenn
aufgrund  des  Verdachts  eine  Weiterbeschäftigung  unter  den
gegebenen  Umständen  als  unmöglich  erscheint  und  der
Arbeitgeber alles Mögliche und Zumutbare vorgekehrt hat, um
die Vorwürfe abzuklären.

Im öffentlichen Personalrecht

Demgegenüber  ist  im  öffentlichen  Personalrecht  eine
Verdachtskündigung  vor  dem  Erlass  eines  rechtskräftigen
Strafurteils  nicht  zulässig,  sofern  die  Entlassung
ausschliesslich mit einer Straftat begründet werden soll. Im



öffentlichen  Personalrecht  ist  die  in  Art.  32  Abs.  1  BV
garantiere Unschuldsvermutung zu beachten.

Eine fristlose Entlassung gestützt auf einen blossen Verdacht
ist aufgrund der Grundrechtsbindung des öffentlich-rechtlichen
Arbeitgebers nicht möglich. Es müssen zusätzliche Verfehlungen
des Arbeitnehmers hinzutreten, welche objektiv derart schwer
wiegen,  dass  dem  Arbeitgeber  die  Fortsetzung  des
Arbeitsverhältnisses  nicht  mehr  zuzumuten  ist.

Demgegenüber  kann  auch  im  öffentlichen  Personalrecht  eine
fristlose Kündigung zulässig sein, wenn sie aufgrund eines
bestimmten,  erstellten  Sachverhalts,  aber  unabhängig  von
dessen  noch  nicht  feststehender  strafrechtlicher  Würdigung
erfolgt. Es gilt zu prüfen, ob diese objektiv feststehenden
Vorkommnisse  das  Vertrauensverhältnis  derart  erschüttert
haben,  dass  eine  Fortsetzung  des  Dienstverhältnisses
unzumutbar  erscheint.

Der konkrete Fall

Im Kündigungszeitpunkt des Arbeitsverhältnisses mit A lag noch
keine strafrechtliche Verurteilung von A wegen Diebstahls vor.
Unbestritten war jedoch, dass A am 31. August 2021 bei einem
Heimbewohner  von  der  Polizei  mit  einer  Spurenfalle
präpariertes  Bargeld  im  Betrag  von  CHF  200.-  aus  einer
Schublade an sich genommen und dieses gemäss eigenen Angaben
für  private  Einkäufe  verwendet  hat.  Nicht  klar  aufgeklärt
werden konnte, ob es sich ausschliesslich um ein Entgelt für
kosmetische  Dienstleistungen  auf  eigene  Rechnung  (Schneiden
der  Augenbrauen,  Nassrasur)  gehandelt  hat.  Nebenberufliche
Tätigkeiten dürfen nicht während der Arbeitszeit ausgeführt
werden.  Sollte  es  sich  beim  Betrag  von  CHF  200.-  um  ein
Geschenk gehandelt haben, so hätte A dieses auf keinen Fall
ungefragt annehmen dürfen. Das Verwaltungsgericht des Kantons
Aargau erwog, im Umgang mit betagten Heimbewohnern sei bei der
Annahme  von  Geschenken  in  speziellem  Masse  Zurückhaltung



geboten, weil diese die Angemessenheit ihres Handelns oftmals
nicht mehr richtig einstufen könnten.

Selbst wenn sich der Verdacht des Diebstahls im Strafverfahren
gegen A nicht erhärtet hätte, stand im Kündigungszeitpunkt
zumindest fest, dass sie mit ihrem Verhalten gegen die oben
angeführten  arbeitsrechtlichen  Pflichten/Verbote  verstossen
hat. Es stellt sich die Frage, ob diese arbeitsrechtlichen
Pflichtverletzungen  ohne  gleichzeitigen  Nachweis  einer
strafbaren  Handlung  genügten,  um  das  Vertrauensverhältnis
zwischen den Parteien dermassen tiefgreifend und nachhaltig zu
erschüttern, dass die Stadt B das Arbeitsverhältnis fristlos
auflösen durfte.

Am 15. Juli 2021 wurde die Klägerin von ihrer Vorgesetzten
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  sie  sich  nicht  zu  viele
Rauchpausen gönnen dürfe. Daraufhin wurde A gegenüber ihrer
Vorgesetzten verbal ausfällig, verliess den Arbeitsplatz ohne
Absprache  eine  halbe  Stunde  vor  Schichtende,  rief  die
Vorgesetzte später am Abend noch einmal an und beschuldigte
sie,  sie  psychisch  krank  zu  machen.  A  wurde  wegen  dieses
Vorfalls am 19. August 2021 schriftlich verwarnt. Mit dieser
Verwarnung hat die Stadt B klar zu verstehen gegeben, dass sie
das beanstandete Verhalten als untragbar beurteilt und eine
Wiederholung eines nicht korrekten Verhaltens am Arbeitsplatz
nicht sanktionslos hinnehmen werde.

Eineinhalb  Monate  nach  dieser  Pflichtwidrigkeit  und  nicht
einmal zwei Wochen nach der dafür ausgesprochenen Verwarnung
ereignete sich der Vorfall mit der Behändigung der mit einer
Spurenfalle präparierten Banknoten eines Heimbewohners. Dieses
Verhalten  wäre  im  günstigsten  Fall  als  schwerwiegende
arbeitsrechtliche  Pflichtverletzung  zu  qualifizieren.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau hielt fest, dass die
Stadt B das Anstellungsverhältnis mit A am 9. September 2021
aus berechtigtem Anlass (wiederholte schwerwiegende Verletzung
von  arbeitsrechtlichen  Pflichten)  fristlos  auflöste.  Dies



insbesondere aufgrund der vorgängigen Verwarnung am 19. August
2021, die offensichtlich nicht gefruchtet und A nicht zu einem
korrekten Verhalten am Arbeitsplatz bewogen habe.

Im vorliegenden Fall hat es sich nicht um eine unzulässige
Verdachtskündigung gehandelt. Bereits im Kündigungszeitpunkt
stand fest, dass das Verhalten von A unabhängig von dessen
strafrechtlicher  Würdigung  zumindest  eine  schwerwiegende
arbeitsrechtliche Pflichtverletzung darstellt. Die fristlose
Kündigung des Arbeitsverhältnisses mit A war gerechtfertigt.


